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Beiträge sollen noch 2
erhöht werden können
Nach höchstrichterlichen Ent-
scheidungen durch das Bun-
desverfassungsgericht (2013 Vu.
2015) und das Bundesverwal-
tungsgericht (2015) ist die Lan-
desregierung unter Druck gera-
ten. Nach aktueller Rechtslage
müssten die erhobenen Beiträge
für Schmutz- und Trinkwasser,
die ab 01.01.2009 von den ZV
ausgereicht wurden, an die Bür-
ger sofort zurückgezahltwerden.
Da die Verwaltungsgerichte in
M/V den ZV nicht mehr helfen
können, hilft nur noch eine Ge-
setzeskorrektur. Nach Angaben
der Landesregierung steht ein
Volumen von ca. 37,3 Mio. Euro
zur Diskussion, die von den
Zweckverbänden geschultert`
werden müssten, wenn das KAG
nicht schnell geändert werden
würde. Ein neuer, gefährlicher
Sinnesimpuls der Exekutive, die
ihre Unfähigkeit in der Gesetzes-
gestaltung korrigieren möchte.
Bürger und Betroffene werden
das Vorhaben nicht wehrlos ak-
zeptieren und auf volle Recht-
staatlichkeit bestehen. Bisher ist

das verfassıııigsıeclıl liche Gebot
der Belastungsklarlıeit und der
Vorhersehbarkeit in allen Kla-
gen von den Verwaltungsgerich-
ten maßlos milšachtet worden.
obwohl keinerlei Obergrenzen
für die Verjährung iın KAG
M/V verankert waren. ( Geset-
zesbeugung )
Das Aktionsbündnis Wasser/
Abwasser hat die Landesregie-
rung und die Gerichte wieder-
holt darauf hingewiesen, dass
die Regelungen des KAG zu
den Anschlußbeiträgen grund-
gesetzwidrig sind. Nur, der Ge-
setzgeber wollte das nicht hören.
Selbst nach der Ohrfeige durch
das BVerwG-Urteil vom 15.04.15
( 9C 15/14 u.a. ) hat die Landes-
regierung ein halbes Iahr ge-
braucht, um mit einem Entwurf
die Gesetzeskorrektur auf leisen
Sohlen vorzubereiten.
Im übrigen dürfte der vorlie-
gende Gesetzesentwurf wieder
verfassungswidrig sein. Warum?
Im Entwurf soll die Verjäh-
rungsfrist erst mit Ablauf des
31.12.2000 beginnen. Unglaub-
lich! Damit werden alle gültigen
Gesetzesregelungen, auch die
bundesrechtliche AO, von 1993

bis 31.12.2000 in M/V außer
l\'raft gesetzt. Das geht aber in
eineın Rechtsstaat nun gar nicht.
lm Gegensatz zu den anderen
NBL soll nur in M/V die zeitli-
che Obergrenze der Verjährung
bis 2020 gehen. Hier erwartet
den Regierenden (CDU/SPD)
weder Verständnis noch Zu-
stimmung, sondern Proteste.
Parlamentarier, macht im Lan-
deswahl_iahr 2016 die Augen auf
und sorgt dafür, dass alles ver-
fassungskomform gestaltet wird.
Offenbar soll aber die erste Le-
sung zur Gesetzesänderung erst
im Dezember 2016 (also nach
den Wahlen) erfolgen. Warum
das so sein soll, kann sich jeder
Bürger selber ausrechnen.
Wir fordern die Regierung er-
neut auf, sich der Wahrheit zu
stellen und die gezahlten Bei-
träge nach 2009 zurückzuzah-
len. Das sollte auch für die be-
standskräftigen Bescheide aus
der Zeit vor dem 01.01.2009 aus
unser Sicht gelten, denn eine
wirkliche zeitliche Obergrenze
der Verjährung war auch damals
nicht erkennbar.
Aktionsbündnis Wasser/Abwasser.
i.A. Wolfgang Völßkflf


